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A u s  d e r  P r a x i s  —  f ü r  d i e  P r a x i s
Zum Merkmal der „Öffentlichkeit" 

bei Staatsverleumdung
Das in NJ 1958 S. 649 veröffentlichte Urteil des BG 

Karl-Marx-Stadt gibt Veranlassung, sich mit der Ent­
scheidung des Obersten Geriohts vom 18. Oktober 1957 
- lb Zst 17/57 - (NJ 1958 S. 68) zur Frage der Öffent­
lichkeit bei Staatsverleumdung auseinanderzusetzen, 
zumal dies bisher noch nicht geschehen ist, anderer­
seits aber — wie das bezirksgerichtliche Urteil zeigt — 
die dort aufgestellten Grundsätze Eingang in die Recht­
sprechung gefunden haben.

Das Oberste Gericht hat richtig herausgearbeitet, daß 
der Begriff „öffentlich“ .unter Beachtung der Ver­
schiedenartigkeit der geschützten Objekte, in deren 
Schutzbestimmungen er angeführt ist, auszulegen ist, 
um der jeweiligen Schutzfunktion vollauf gerecht zu 
werden. Diesem Grundsatz, der die Parteilichkeit bei 
der Auslegung überkommener Begriffe zum Ausdruck 
bringt, ist vollauf zuzustimmen.

Deshalb wurde die bisherige Auslegung, daß es dar­
auf ankomme, ob die staatsverleumderischen Äuße­
rungen von einem der Zahl und Zusammensetzung 
nach unbestimmten, nicht durch besondere, per­
sönliche Beziehungen verbundenen Personenkreis ge­
hört werden konnten, als Charakterisierung der Öffent­
lichkeit aufgegeben. Es genügt vielmehr die Möglich­
keit der Kenntnisnahme durch einen unbestimmten 
Personenkreis. Sie kann auch dann gegeben sein, wenn 
der Täter erwartete, daß seine hur einer oder wenigen 
Personen gegenüber abgegebene Erklärung an einen 
unbestimmten Personenkreis weitergegeben werde. Bei 
Äußerungen einer Person gegenüber muß der Täter 
wissen oder damit rechnen, daß seine Äußerungen 
weitergegeben werden.

Neben diesen die Zahl der Empfänger der staatsver­
leumderischen Äußerungen betreffenden Momenten ist 
für die Feststellung des Merkmals der Öffentlichkeit 
nach dem Urteil des Obersten Gerichts auch die Wahl 
des Ortes mit den sich daraus ergebenden unterschied­
lichen Möglichkeiten des Mithörens durch weitere Per­
sonen in Betracht zu ziehen. Der Ort allein begründe 
jedoch die Öffentlichkeit dann nicht, wenn die Kennt­
nisnahme durch andere Personen objektiv unmöglich 
gewesen sei. Räume, die dem persönlichen Leben die­
nen, scheiden aus dem Kreis der Örtlichkeiten, die für 
sich allein geeignet seien, die Öffentlichkeit zu begrün­
den, aus. Aber auch ,jn solchen Räumen sei die Öffent­
lichkeit dann zu bejahen, wenn die persönliche Atmo­
sphäre durch den Charakter der Äußerungen und die 
völlig unpersönlichen Beziehungen zwischen Täter und 
Empfänger der Äußerungen beseitigt sei. Stets müsse 
der Täter mindestens damit rechnen, daß die Äuße­
rungen weitergetragen werden; es komme auf die Ab­
sicht des Täters an, die staatsverleumderischen Erklä­
rungen mit dem Erfolg abzugeben, daß sie in die 
Öffentlichkeit dringen. Derartige Äußerungen an einem 
nichtöffentlichen Ort gegenüber Personen, die zum 
Täter in einem der im § 46 StPO. beschriebenen Ver­
hältnis oder in Beziehungen von ähnlicher Vertraut­
heit stehen, wie z. B. Verlobte, oder gegenüber Per­
sonen, die nach § 47 StPO zur Aussageverweigerung 
berechtigt sind, sollen dann nicht öffentlich begangen 
sein, wenn der Täter dafür Sorge getragen hat, daß 
seine Mitteilung als nicht zur Weitergabe bestimmt 
erkennbar war.

Die genaue Prüfung der vom Obersten Gericht ent­
wickelten Auffassung zeigt, daß die Bejahung der 
Öffentlichkeit von verschiedenen Merkmalen abhängt: 
einerseits von der Zahl der Empfänger, von der Mög­
lichkeit der Kenntnisnahme der Äußerungen durch 
einen unbestimmten Personenkreis, wobei im Fall von 
Äußerungen gegenüber einer Person der Täter minde­
stens mit der Weitergabe rechnen müsse, — anderer­
seits vom Ort der Äußerung, wobei im Fall von Äuße­
rungen an einem nicht öffentlichen Ort nicht die Zahl 
der anwesenden Personen, sondern die Art ihrer Be­
ziehungen untereinander und zum Täter für die Straf­
barkeit entscheidend ist Dem Herausarbeiten gleich­

artiger, auf verschiedenen Ebenen liegender Abgren- 
zungskriterien ist zuzustimmen, jedoch erscheinen hier 
die Ausführungen zum Teil widersprüchlich.

So wird im Urteil des Obersten Gerichts davon aus­
gegangen, daß trotz Ablehnung früherer Auffassungen 
immer noch entscheidend ist, daß mehrere Personen 
(Personenkreis) mindestens die Möglichkeit haben 
müßten, die Äußerungen durch einen Zwischenträger 
zu erfahren. Andererseits wird davon atisgegangen, daß 
unbeschränkt zugängliche Orte oder Räume und Ein­
richtungen, die öffentlichen Zwecken dienen, generell 
von vornherein die Öffentlichkeit des Ortes begründen. 
Die Möglichkeit der Kenntnisnahme wird also abstrakt 
vorausgesetzt und nur bei deren objektiver Unmög­
lichkeit (einsame Landstraße) die Öffentlichkeit ver­
neint. Soll daher der Täter straflos sein, wenn er einem 
Bürger gegenüber auf einsamer Landstraße staatsver­
leumderische Äußerungen gebraucht? Oder macht die 
Anzeige die Äußerungen zu öffentlichen, weil sie dann 
„weitergegeben“ werden? Schon die generelle Bejahung 
der Möglichkeit der Kenntnisnahme an öffentlichen 
Orten und andererseits das Abstellen auf die Zahl der 
Empfänger (Personenkreis) zeigen, daß die Auslegung 
des Öffentlichkeitsbegriffs noch unklar ist.

Die Anzahl der Hörer oder evtl. Empfänger einer 
staatsverleumderischen Äußerung ist für das Merkmal 
der Öffentlichkeit völlig unwichtig, und wenn das 
Oberste Gericht hier bestimmte Erfordernisse aufstellt, 
so rührt dies gerade von der von ihm selbst als ab­
gelehnt bezeichneten Auffassung her.

Staatsverleumderische Äußerungen können nicht 
durch die Tatsache, daß sie nur einer Person gegen­
über — und sei es nachts auf einsamer Landstraße — 
vorgebracht werden, zu straflosen Äußerungen werden. 
Die Einführung von Momenten, „ob der Täter mit der 
Weitergabe hätte rechnen müssen“, führt zu einem 
hoffnungslosen Subjektivismus. So können nur die an­
deren Umstände — Qualität des Ortes und des Per­
sonenkreises — entscheidend sein, wie das in dem Ur­
teil des Obersten Gerichts auch zum Ausdruck kommt.

Unbeschränkt zugängliche Orte oder Räume und Ein­
richtungen, die öffentlichen Zwecken dienen, begründen 
schon allein das Merkmal der Öffentlichkeit; sie sind 
überhaupt der Gegensatz zur privaten Sphäre, sind die 
„Öffentlichkeit“, die in Umfang und Wertung abhängig 
ist vom Klassencharakter des Staates. Und es ist 
unzweifelhaft, daß sich in unserem sozialistischen Staat 
mit der Überwindung der spießbürgerlichen „Mein 
Heim ist meine Wett“-Vorstellungen der größte Teil 
des menschlichen Lebens in der Öffentlichkeit abspielt, 
in der Erfüllung gesellschaftlich nützlicher Arbeit zum 
Wohl aller, in der bewußten Teilnahme am kulturellen 
Leben, um nur den vom Obersten Gericht zitierten Bei­
spielen für öffentliche Orte zwei weitere wichtige hin­
zuzufügen.

Nicht n e b e n  der Zahl der Empfänger, sondern in 
e r s t e r  Linie entscheidend für den öffentlichkedts-, 
begriff ist also der Ort. Dann ist die an solchen gerade 
beschriebenen Orten auch nur einer Person gegenüber 
abgegebene Äußerung öffentlich, unabhängig, ob sie 
weitererzählt wird oder nicht, unabhängig auch, ob der 
Täter mit der Weitergabe rechnen mußte oder nicht; 
denn subjektive Umstände beim Empfänger können 
nicht die Gesellschaftsgefährlichkeit der Äußerungen 
bestimmen. Was sollte sonst sein, wenn der Täter fahr­
lässig mit der Weiterverbreitung nicht rechnete oder 
irrig annahm, der Empfänger hätte die Absicht zu 
erkennen gegeben, nichts weiterzuerzählen? Ist die 
Anzeigeerstattung ein „Weitergeben“, und wird etwa 
in der Strafzumessung unterschieden, ob der Täter die 
Weitergabe der Äußerung erwartete oder nur damit 
rechnen mußte? Hier zeigt sich m. E. eine Subjek- 
tivierung des Öffentlichkeitsbegriffs.

Deshalb kommt es bei staatsverleumderischen Äuße­
rungen in privater Sphäre auch nicht darauf an, „ob 
der Täter dafür Sorge getragen hat, daß seine Mit­
teilungen als nicht zur Weitergabe bestimmt erkennbar 
werden“. Was wäre im obigen Urteil geschehen, wenn 
der Täter erst nach Ermahnungen und feierlichen Ver-
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